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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 1 KR 101/15 B 
 
L 1 KR 37/15 (Hessisches LSG) 
S 9 KR 328/13 (SG Gießen) 
 
 
 
……………………………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: ……………………………………….., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
BARMER GEK, 
Axel-Springer-Straße 44, 10969 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………….. . 
 
 
 

 

 

Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat am 4. März 2016 durch 

den Präsidenten   M a s u c h    sowie die Richter   Prof. Dr.  H a u c k    und    

Dr.  E s t e l m a n n     

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss des 

Hessischen Landessozialgerichts vom 7. Juli 2015 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Der Kläger ist bei der beklagten Krankenkasse versichert. Vertragsärzte verordneten ihm in der 

Zeit vom 17.5. bis 3.6.2013 Festbetragsarzneimittel (Accuzide, Aponal 25 mg, Aponal 50 mg, 

Aponal 100 mg, Carmen, Cipramil, Dilatrend, Novalgin, Tavor Expidet und Torem). Weil ihr Preis 

die Festbetragsgrenze überschritt, zahlte er hierfür 311,57 Euro. Er ist mit seinem Begehren auf 

Erstattung dieser Kosten bei der Beklagten und in den Vorinstanzen ohne Erfolg geblieben. Das 

LSG hat zur Begründung ua ausgeführt, die Leistungspflicht der Beklagten sei grundsätzlich auf 

Festbeträge beschränkt. Es liege kein atypischer Ausnahmefall vor, der die Leistungspflicht über 

den Festbetrag hinaus begründe (Beschluss vom 7.7.2015).  

 

Der Kläger wendet sich mit seiner Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in dem 

Beschluss des LSG. 

 

 

II 

 

1. Die Beschwerde des Klägers ist unzulässig und daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm 

§ 169 S 3 SGG zu verwerfen. Ihre Begründung entspricht nicht den aus § 160a Abs 2 S 3 SGG 

abzuleitenden Anforderungen an die Darlegung des allein geltend gemachten Revisionszu-

lassungsgrundes des Verfahrensfehlers (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG).  

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel gel-

tend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend ge-

machte Verfahrensmangel kann nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG 

und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisan-

trag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. Um einen Verfah-

rensmangel in diesem Sinne geltend zu machen, müssen die Umstände bezeichnet werden, die 

den entscheidungserheblichen Mangel ergeben sollen (vgl zB BSG Beschluss vom 24.7.2015 - 

B 1 KR 50/15 B - Juris RdNr 4 mwN).  

 

Der Kläger bezeichnet als Verfahrensmangel die fehlende unechte notwendige Beiladung des 

Sozialhilfeträgers (§ 75 Abs 2 Alt 2 SGG). Er legt aber nicht ausreichend dar, dass die Entschei-

dung des LSG auf der unterlassenen Beiladung beruhen kann. Der Kläger zeigt bereits nicht 

auf, dass das LSG eine Entscheidung in der Sache hätte treffen dürfen. Hierzu hätte er darlegen 

müssen, dass die Berufung gegen das Urteil des SG zulässig war, obwohl er ausschließlich die 

Erstattung von 311,57 Euro Kosten aufgrund Überschreitung des Festbetrags der ihm in der Zeit 

vom 17.5.2013 bis 3.6.2013 verordneten Festbetragsarzneimitteln eingeklagt hat und weder das 
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SG noch das LSG die Berufung zugelassen haben. Das LSG hat über die Beschwerde des Klä-

gers gegen die Nichtzulassung der Berufung im SG-Urteil bisher nicht entschieden. Die Beru-

fung bedarf  der Zulassung in dem Urteil des SG oder auf Beschwerde durch Beschluss des 

LSG, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes bei einer Klage, die eine Geld-, Dienst- 

oder Sachleistung oder einen hierauf gerichteten Verwaltungsakt betrifft, 750 Euro nicht über-

steigt (§ 144 Abs 1 S 1 Nr 1 SGG). Dies gilt nicht, wenn die Berufung wiederkehrende oder lau-

fende Leistungen für mehr als ein Jahr betrifft (§ 144 Abs 1 S 2 SGG). Der Kläger legt nicht dar, 

dass die Berufung wiederkehrende oder laufende Leistungen für mehr als ein Jahr betroffen hat.  

 

2. Der Senat sieht von einer weiteren Begründung ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

3. Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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